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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

IVa ZR 59/85 URTEIL Verkiindet am : 5. November 1986

Hellmann, Justizamtsinspektor

als Urkundsbeamter
der Geschiiftsstelle

in dem Rechtsstreit

des Rentners Bernhard REIED, "l trace @9, SHND,

Kldgers und Revisionsklégers,
- ProzeBbevollméchtigte: Rechtsanwdlte Dr. (P vund

gegen

die CANNNNEGEND WP ocsellschaft auf Gegenseitigkeit,
vertreten durch den Vorstand, I-WD-211cc@
HE .

Beklagte und Revisionsbeklagte,
- ProzeBbevollméchtigter: Rechtsanwalt DOr. SR -
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Der IVa - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat
auf die mindliche Verhandlung vom 5. November 1986
durch die Richter Rottmiiller, Dr. Lang, Dehner, Dr. Zopfs
und Dr. Ritter

fir Recht erkannt:

Auf die Revision des Kldgers wird das
Urteil des 2. Zivilsenats des Oberlandes-
gerichts 0Oldenburg vom 6. Februar 1985

aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung
und Entscheidung, auch lber die Kosten des
Revisionsverfahrens, an das Berufungsge-

richt zurilickverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Klédger beansprucht von der Beklagten eine Ver-
sicherungssumme von 70.000 DM mit der Behauptung, ein
Verkehrsunfall vom 20. Mai 1979 habe zu seiner vollen
Invaliditat gefibhrt. Diesen Unfall hat der Kl&ger, der
seinerzeit Versicherungsagent der Beklagten war, als
Fahrer des PKW seiner Schwiegermutter erlitten, die bei

der Beklagten eine Kraftfahrzeughaftpflicht-, eine Teil-
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kasko- und eine Insassenunfallversicherung unterhielt. In
einem bei der Beklagten eingereichten Schadensanzeigeformulai
datiert vem 21. Mai 1979, sind nur die Rubriken Haftpflicht-
und Fahrzeugschaden angekreuzt, nicht auch die Rubrik K-Un-
fall. In der Rubrik "Schilderung des Unfallherganges" heilBt

es: Herr Bernhard REJD, se¢b. GNP, wurde am 20.05.79

in einen Verkehrsunfall verwickelt und befindet sich im

MElphospital AEP. Zum Personenschaden ist ange-
geben: "B8. A, Fahrer, s. Rickseite" als Name des Verletzt

und das "M@ilhospital PEII =21s Krankenhaus.

Mit Schreiben vom 27. April 1981 machte der Kl#éger gegeniiber
der Beklagten Anspriiche aus der Unfallversicherung geltend.
Am 4. Juni 1981 trat ihm seine Schwiegermutter alle An-
spriche aus der Unfallversicherung ab. In einem Schreiben
vom 28. Juni 1982 wies die Beklagte erstmals darauf hin,

daB die Anmeldefrist versdumt worden sei und sie deshalb
keine Leistungen zu erbringen habe. Sie erklédrte zugleich,
ohne Anerkennung einer Rechtspflicht zu weiteren Ermittlungen
iber das AusmaB der Unfallverletzung und zu anschlieBenden
Kulanzverhandlungen bereit zu sein. Mit Schreiben vom

19. Dezember 1983 lehnte sie es ab, Unfallversicherungs-

schutz zu gewdhren.

Der Kladger behauptet, ein AuBendienstmitarbeiter der
Beklagten habe sein Blro nach dem Unfall ibernommen und im
Auftrag seiner Familienangehdrigen das Schadensanzeigeformula
vom 21. Mai 1979 ausgefiillt und dabei auch Invaliditatsan-
spriiche angemeldet. Den Mitarbeitern der Beklagten sei bekanr
gewesen, daB er den Unfall vom 20. Mai 1979 erlitten habe
und schwer verletzt worden sei. Da auch nach fristablauf
Regulierungsverhandlungen stattgefunden hédtten, sei die Ver-

sdumung der Anmeldefrist entschuldigt.

Die Beklagte macht neben Fristversdumung auch

geltend, daB die angebliche Invaliditit des Kldgers auf
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Verletzungen beruhe, die er 1975 bei einem Unfall erlitten
habe, sowie auf erheblichem Alkoholabusus. Sie bestreitet,

daB ihre Mitarbeiter die Schadenanzeige gefertigt haben.

Das Landgericht hat der Klage dem Grunde nach statt-
gegeben. Das Berufungsgericht hat dieses Urteil abge-
dndert und die Klage abgewiesen. Mit seiner Revision

verfolgt der Kldger sein Klageziel unverandert weiter.

Entscheidungsgriinde:

Das Rechtsmittel fihrt zur Aufhebung des Berufungs-

urteils und zur Zurickverweisung der Sache.

Im Revisionsverfahren hat der Klager erstmals geltend
gemacht, er sei schon vor Klageerhebung, vermutlich als
Folge des Unfalles vom 20. Mai 1979, geschidftsunfdhig im
Sinne des § 104 Ziffer 2 BGB geworden.

Das Ergebnis der daraufhin vom Senat veranlaBten Be-
gutachtung des Kldgers fiihrt zu der Feststellung, daB sich
der Kl&dger nicht in einem dauernden oder - abgesehen von
den ersten Wochen nach dem Unfall vom 20. Mai 1979 - auch
nur ldnger anhaltenden Zustand befunden hat bzw. befindet,
der seine freie Willensbestimmung infolge krankhafter

Stoérung der Geistestdtigkeit ausschlésse. Das bei ihm be-




stehende organische Psychosyndrom ist nicht so stark aus-
geprdgt, daB ihm dadurch die freie Willensbildung unmdg-
lich geworden wdre. Der Klager ist allerdings unkonzen-
triert, erschépfbar, in starkem MaBle vergeBlich und auch
deutlich depressiv herabgestimmt. Der ihn begutachtende
Sachverstandige konnte aber auch am Ende eines mehr-
stiindigen Untersuchungsgespridches feststellen, daB der
Klager noch hinreichend konzentriert geblieben war. Er
konnte ndmlich auch zu diesem Zeitpunkt, wenn man ibhm

nur austeichend Zeit lieB, seine Angelegenheiten durchaus
in addquater Weise darstellen. Gerade diese dem Klédger
verbliebene Fahigkeit ist Kernstiick der Geschidftsfahigkeit,
von der demnach auch fir die Zeit nach dem Unfall vom

20. Mai 1979 auszugehen ist. Der gerichtlich bestellte
Sachverstdndige hat in seine Begutachtung die ver-
schiedenen seit dem Unfall vom 20. Mai 1979 erhobenen
medizinischen Befunde einbezogen. Seine lberzeugenden
Darlegungen erlauben die vom Revisionsgericht zu treffende
Feststellung (vgl. BGH, Urteil vom 1l6. Juni 1970 -

VI ZR 98/69 - NJIW 1970, 1683), daB der Klager sowohl bei
Klageerhebung wie im Verlauf des bisherigen Verfahrens

prozeBfédhig war und geblieben ist.

II.

1. Dem Versicherungsverhdltnis liegen - unstreitig -
die AKB zugrunde. 2ur Zeit des Unfalles vom 20. Mai 1979
galten die AKB in der in VerBAV 1971, 4 verdffentlichten
Fassung mit Anderungen einzelner Bestimmungen in den
Jahren 1971, 1975 und 1977 (VerBAV 1971, 239; 1975, 72
und 1977, 48).
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Das Berufungsgericht unterscheidet in seinen Ausfih-
rungen nicht hinreichend zwischen Schadenanzeige und An-

spruchsanmeldung und den hierbei zu wahrenden Fristen.

a) GemaB § 3 Absatz 2 AKB von 1971 stand, wenn nichts
anderes vereinbart war,die Ausibung der Rechte aus dem
Versicherungsvertrag ausschlieBlich dem Versicherungsnehmer
zu. GemdB § 16 Absatz 1 AKB von 1971 war der Kliédger als
berechtigter Insasse unfallversichert, indes nicht nament-
lich, sodaB er nicht nach der Ausnahmevorschrift des
§ 16 Absatz 5 AKB von 1971 seine Unfallversicherungsan-
spriche selbstdndig geltend machen konnte. Diese Rege-
lungen schlossen es jedoch nicht aus, da@ sich die Ver-
sicherungsnehmerin bei der Wahrnehmung ihrer versicherungs-
vertraglichen Rechte und Obliegenheiten eines Bevoll-
machtigten bediente, denn sie schrieben ihr keine hdchst-
personliche Ausubung ihrer Rechte und keine hochstper-
s6nliche Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten vor. Sie standen
auch der schlieBlich vorgenommenen Anspruchsabtretung nicht

entgegen, wovon auch die Parteien lbereinstimmend ausgehen.

b) Gemd@B § 7 I Absatz 2 AKB in der in VerBAV 1975,
72 verdoffentlichten Anderungsfassung, die gemdB § 9 a der
AKB von 1971 auch fir laufende Versicherungsvertrdge maB-
geblich geworden ist ab 1. Januar 1975, ist jeder Ver-
sicherungsfall dem Versicherer vom Versicherungsnehmer
innerhalb einer Woche schriftlich anzuzeigen. Wird diese
(vom Versicherer ausdriicklich so bezeichnete) Obliegen-
heit in der Kraftfahrtversicherung verletzt, so hat sich
der Versicherer Leistungsfreiheit nach § 6 Absatz 3
VUG ausbedungen gem&B § 7 V Absatz 4 AKB in der Ande-

rungsfassung von 1975.



c) Nach § 18 III Absatz 2 der insoweit bis zum Unfall
des Kldgers unverdndert belassenen AKB von 1971 war ein
Anspruch auf Entschddigung fir dauernde Arbeitsbehinderung
in der Kraftfahrtunfallversicherung spatestens bis zum
Ablauf von drei Monaten nach dem SchluB des auf den Un-
fall folgendes Jahres anzumelden und unter Vorlage eines
drztlichen Gutachtens zu begrinden, d.h. im Falle des
Kldgers bis zum 31. Marz 1981. Bei der Anmeldefrist des
§ 18 111 Absatz 2 AKB handelt es sich um eine AusschluB-
frist, auf deren Versdumung sich der Versicherer nicht
berufen kann, wenn den Versicherungsnehmer (und/oder
seinen Bevollmdchtigten) daran kein VYerschulden trifft
(Senatsurteil vom 24. Marz 1982 - IvVva ZR 226/80 - VersR
1982, 567).

2. Mit Einreichung des unter dem 21. Mai 1979 aus-
gefillten Schadenanzeigeformulars bei der Beklagten ist
auch der Insassenunfall des Kladgers angezeigt worden.
Hierfir war es nicht erforderlich, die Rubrik K-Unfall
anzukreuzen, wie die Beklagte und ihr folgend das Be-
rufungsgericht meinen. In dem ausgefiillten Formular ist
einerseits die Versicherungsschein-Nr. angegeben, unter
der der Versicherungsnehmerin HE P, die im Formular
benannt ist, Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeughaft-
pflicht-, der Teilkasko- und der Insassenunfallversiche-
rung zugesagt worden war, und andererseits als verletzte
Person der Kldger als Fahrer - und damit als Insasse -

des Unfallfahrzeugs angegeben unter dem Hinweis, daB er

sich im M@ENBhospital PENNEEED befinde.
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DaB die Schadensanzeige der Beklagten binnen der Wochen-
frist zugegangen ist, ist zwischen den Parteien nicht im
Streit. Welche Versicherungen Frau HEEINP bei ihr unter
der angegebenen Versicherungsschein-Nr. unterhielt, war
der Beklagten schon vor Eingang der Schadensanzeige be-
kannt und brauchte deshalb in dieser nicht wiederholt =zu

werden, vgl. auch § 33 Absatz 2 VVG.

Eine Obliegenheitsverletzung bei Abgabe der Schaden-

anzeige scheidet damit aus.

3. Versidummt worden ist dagegen nach dem libereinstimmenden
Vortrag der Parteien die in § 18 III Absatz 2 AKB von 1971
fir die Anmeldung des Entschddigungsanspruches festgelegte

Frist.

Fir die Frage, ob diese Fristversdumung entschuldigt
ist, muB auf die Person des Klédgers abgestellt werden.
Entgegen der Annahme des Berufungsgerichts hatte der
Kldger ausreichend substantiiert vorgetragen, er sei mit
der Bearbeitung der Kraftfahrtversicherungsangelegenheiten
seiner Schwiegermutter, der Versicherungsnehmerin, betraut
und insoweit auch bevollm#dchtigt gewesen, denn er hatte,
wie im Berufungsurteil ausdricklich erdrtert, vorgebracht,
die "Akten seien in seinem Biliro gefihrt worden." DalB
dies absprachegemdB geschehen ist, muBte der Kl&ger
nicht noch ausdriicklich hervorheben. DaB es der Versiche-
rungsnehmerin zum Verschulden gereichen kdénnte, den sach-
kundigen Kldger bevollmachtigt zu haben, ist nicht er-
sichtlich,

Das Berufungsgericht ist in seiner Hilfsbedarindung
zwar auch darauf eingegangen, ob das Verhalten des Kl&gers

selbst als entschuldigt angesehen werden kdnne. Es sind




ihm hierbei jedoch Fehler unterlaufen, die zur Aufhe-
bung und Zurickverweisung notigen. Das Berufungsgericht
hat nicht zwischen der Schadenanzeige und der Anspruchs-
anmeldung unterschieden und unerdrtert gelassen, wes-
halb es die Fristversdumunyg bei der Anspruchsanmeldung
durch den Klédger als nicht entschuldigt erachtet. Es

ist auch, wie seine Ausfilhrungen an anderer Stelle er-
geben, irrtimlich davon ausgegangen, die Frist des § 18
II1 Absatz 2 AKB 1971 habe bereits am 20. August 1980
und nicht erst am 31. Marz 1981 geendet.

Daraus wird deutlich, daB das Berufungsgericht den
entscheidungserheblichen ProzeBstoff bislang mit den
Parteien nur unvollstdndig erdrtert und geprift haben
kann. Insbesondere ist unerdrtert und ungeprift geblieben,
ob der Kldger den Entlassungsbericht der Rehabilitations-
kliniken SEuEESEED in CONENNSED urd AGEENENEED . on
7. August 1980, der den Anforderungen an ein bei der An-
spruchsanmeldung vorzulegendes adrztliches Gutachten ge-

nigen konnte, vor Fristablauf hatte vorlegen kénnen.

Die Parteien missen deshalb vor einer abschlieBlen-

den Sachentscheidung Gelegenheit zur AuBerung erhalten,
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§ 278 Absatz 3 ZPO. Bei der Wertung des Verhaltens des
Kldagers bis zum 31. Mdrz 1981 wird auch das im Revisions-
verfahren eingeholte Gutachten zu bericksichtigen sein.

Rottmiiller Dr. Lang Dehner

Dr. Zopfs Dr. Ritter



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

	gegen



	I.



